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§ 1

Schuldenaufnahme des Landes

(1) Die Aufnahme von Schulden durch
das Land erfolgt nach Maßgabe des Arti-
kels 141 der Verfassung des Landes Hes-
sen und des jeweiligen Haushaltsgesetzes
durch 

1. Ausgabe von Schuldverschreibungen, 

2. Begebung von Schuldbuchforderun-
gen, 

3. Aufnahme von Darlehen gegen Schuld-
schein, 

4. Schuldenaufnahme im öffentlichen Be-
reich und 

5. sonstige Finanzierungsinstrumente.

(2) Nach Maßgabe des jeweiligen
Haushaltsgesetzes können derivative 
Finanzinstrumente eingesetzt werden.

§ 2

Führung des Landesschuldbuches

Für das Land wird vom Ministerium
der Finanzen ein Landesschuldbuch ge-
führt. Dieses kann in elektronischer Form
geführt werden.

§ 3

Inhalt des Landesschuldbuches

(1) Das Landesschuldbuch dient der
Begründung, Dokumentation und Ver-
waltung der Schuldbuchforderungen so-
wie der Dokumentation und Verwaltung
der sonstigen einzutragenden Verbind-
lichkeiten und Verpflichtungen. Es be-
steht aus mindestens drei Abteilungen
mit folgendem Inhalt:

1. In Abteilung I werden Sammel- und
Einzelschuldbuchforderungen einge-
tragen, die auf Zahlung einer Geld-
summe lauten und nach ihrer Art nicht
in Schuldverschreibungen verbrieft
sind, 

2. in Abteilung II werden Forderungen,
die auf Zahlung einer Geldsumme lau-
ten und nach ihrer Art in Schuldver-
schreibungen oder Schuldscheinen
verbrieft sind, sowie Hypotheken auf
Grundbesitz des Landes eingetragen, 

3. in Abteilung III werden Eventualver-
bindlichkeiten und Verpflichtungen
aus Sicherheitsleistungen und Ge-
währleistungen, insbesondere Staats-
bürgschaften, eingetragen.

Das Ministerium der Finanzen kann für
weitere Schuldbuchforderungen zusätzli-
che Abteilungen einrichten.

(2) Über die Schuldbuchfähigkeit von
durch Gesetz oder Rechtsgeschäft be-
gründeten Forderungen entscheidet das
Ministerium der Finanzen. 

(3) Eine Sammel- oder Einzelschuld-
buchforderung wird durch Eintragung in
Abteilung I des Landesschuldbuchs be-
gründet. Die Eintragungen in die Abtei-
lungen II und III sowie die aufgrund des
Abs. 1 Satz 3 eingerichteten Abteilungen
des Landesschuldbuchs erfolgen nur zur
Dokumentation. 

§ 4

Anwendung des 
Bundesschuldenwesengesetzes

(1) Für das Landesschuldbuch, die
Sammel- und Einzelschuldbuchforderun-
gen gelten die §§ 6 bis 8 des Bundes-
schuldenwesengesetzes in der Fassung
vom 12. Juli 2006 (BGBl. I S. 1466) ent-
sprechend, soweit in diesem Gesetz oder
in den jeweiligen Wertpapierbedingun-
gen nichts Abweichendes bestimmt ist.

(2) Bei Anwendung der in Abs. 1 ge-
nannten Vorschriften treten an die Stelle

1. des Bundes das Land,

2. des Bundesministeriums der Finanzen
das Ministerium der Finanzen,

3. des Bundesschuldbuchs das Landes-
schuldbuch und

4. der Bundeswertpapiere die Wertpapie-
re des Landes.

§ 5

Sicherheitsleistungen und 
Gewährleistungen

Über Sicherheitsleistungen oder Ge-
währleistungen des Landes ist vom Minis-
terium der Finanzen jeweils eine Urkunde
zu erstellen. 

§ 6

Zeichnung der Urkunden

(1) Urkunden über Schuldbuchforde-
rungen und sonstige Verbindlichkeiten,
die nach § 3 Abs. 1 Satz 2 in das Landes-
schuldbuch einzutragen sind, sind von
der Ministerin oder dem Minister der Fi-
nanzen oder von ihrem oder seinem stän-
digen Vertreter oder ihrer oder seiner
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ständigen Vertreterin zu unterzeichnen.
Die Unterzeichnung kann auch durch ei-
ne von der Ministerin oder dem Minister
der Finanzen durch öffentliche Bekannt-
machung im Staatsanzeiger für das Land
Hessen oder durch besondere schriftliche
Anordnung hierzu ermächtigte Beamtin
oder einen hierzu ermächtigten Beamten
des Ministeriums der Finanzen erfolgen.

(2) Zur Unterzeichnung der Urkunden
genügen im Wege der Vervielfältigung
hergestellte Namensunterschriften.

§ 7

Landesschuldenausschuss

(1) Für die Überwachung der Schul-
denaufnahme und -ver waltung des Lan-
des wird ein Landesschuldenausschuss
gebildet. Er besteht aus drei Mitgliedern
des Landtages und der Präsidentin oder
dem Präsidenten des Hessischen Rech-
nungshofes (ordentliche Mitglieder). 

(2) Die Mitglieder des Landtages und
ihre Vertretung werden für die Dauer ei-
ner Wahlperiode des Landtages aus des-
sen Mitte nach den Grundsätzen der Ver-
hältniswahl gewählt. 

(3) Den Vorsitz im Landesschuldenaus-
schuss führt die Präsidentin oder der Prä-
sident des Hessischen Rechnungshofes.
Die Beschlüsse werden mit einfacher
Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme der Vorsitzen-
den oder des Vorsitzenden den Aus-
schlag. Der Landesschuldenausschuss ist
beschlussfähig, wenn die oder der Vorsit-
zende und wenigstens zwei Mitglieder
anwesend sind. Die Sitzungen des Lan-
desschuldenausschusses sind nicht öffent-
lich.

(4) Fraktionen des Landtages, auf die
kein Sitz im Landesschuldenausschuss
entfallen ist, können jeweils ein Mitglied
mit beratender Stimme entsenden. Hierü-
ber hinausgehend kann der Landesschul-
denausschuss weitere Mitglieder des
Landtages zu den Sitzungen beratend
hinzuziehen.

§ 8

Befugnisse und Aufgaben des 
Landesschuldenausschusses

(1) Der Landesschuldenausschuss ist
berechtigt, von der Ministerin oder dem

Minister der Finanzen Auskunft über die
Aufnahme, die Verwaltung, den Bestand,
die Verzinsung und die Tilgung der
Schulden des Landes zu verlangen und
ihr oder ihm seine Bemerkungen zur Stel-
lungnahme mitzuteilen. Dem Landes-
schuldenausschuss ist auf Verlangen Ein-
sicht in das Landesschuldbuch, in die
Kassenbücher sowie in sämtliche Akten,
Belege, elektronisch gespeicherte Daten
und sonstige Unterlagen des Landes zu
gewähren, soweit sie die Schulden des
Landes betreffen. 

(2) Der Landesschuldenausschuss hat
mindestens einmal jährlich die Schulden-
verwaltung des Landes und das Landes-
schuldbuch des abgelaufenen Jahres zu
prüfen. Er kann die oder den Vorsitzen-
den beauftragen, diese Prüfung vorzu-
nehmen; hierzu kann die oder der Vorsit-
zende Bedienstete des Hessischen Rech-
nungshofes hinzuziehen. Der oder die
Vorsitzende legt den Bericht über die Prü-
fung dem Landesschuldenausschuss vor. 

(3) Der Landesschuldenausschuss hat
dem Landtag jährlich über seine Tätigkeit
sowie über die Schuldenverwaltung des
Landes im abgelaufenen Jahr Bericht zu
erstatten.

§ 9

Übergangsvorschrift

Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Gesetzes bestehenden Eintragun-
gen im Landesschuldbuch behalten ihre
Gültigkeit.

§ 10

Aufhebung bisherigen Rechts

Das Gesetz über Aufnahme und Ver-
waltung von Schulden des Landes Hessen
vom 4. Juli 1949 (GVBl. S. 93)1) wird auf-
gehoben.

§ 11

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. 
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 27. Juni 2012

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r f ü r  F i n a n z e n  

D r.  S c h ä f e r

1) Hebt auf FFN 45-1
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§ 1

Regionalfonds

(1) Bei der Wirtschafts- und Infrastruk-
turbank Hessen (WIBank) wird ein nicht
rechtsfähiger Regionalfonds für passiven
Fluglärmschutz (Fonds) eingerichtet. Die-
ser wird aus Beiträgen des Landes, der
Fraport AG und aus Darlehensmitteln der
WIBank gespeist; kommunale Gebiets-
körperschaften können ergänzende Bei-
träge leisten. Aus dem Fonds werden
Maßnahmen des passiven Fluglärmschut-
zes in der Region um den Flughafen
Frankfurt Main für natürliche und juristi-
sche Personen des Privatrechts und für ju-
ristische Personen des öffentlichen Rechts
durch Gewährung von Zuschüssen und
Darlehen finanziert. Darüber hinaus kön-
nen auch Zuweisungen zur nachhaltigen
kommunalen Entwicklung gewährt wer-
den.

(2) Die Verwaltung des Fonds erfolgt
durch die WIBank. Die mit der Verwal-
tung des Fonds und der Vergabe der Mit-
tel verbundenen Kosten werden aus dem
Fonds gedeckt.

§ 2

Verfahren

(1) Die Vergabe der Mittel des Fonds
erfolgt auf Antrag durch das Regierungs-
präsidium Darmstadt oder die WIBank
nach Richtlinien, die auf Empfehlung des
Forums Flughafen und Region von dem
für den Luftverkehr zuständigen Ministe-
rium erlassen werden.

(2) Das für den Luftverkehr zuständige
Ministerium richtet eine Härtefallkommis-
sion ein. Die Härtefallkommission be-
schließt eine Geschäftsordnung, die der
Zustimmung des für Luftverkehr zustän-
digen Ministeriums bedarf. Soweit die
nach Abs. 1 für die Mittelvergabe zustän-
dige Stelle einem Antrag nicht oder nur
teilweise zu entsprechen beabsichtigt, hat
sie dies der Antragstellerin oder dem An-

tragsteller schriftlich mitzuteilen und Ge-
legenheit zur Anrufung der Härtefallkom-
mission zu geben. Die Härtefallkommissi-
on erteilt eine Empfehlung. Beabsichtigt
die nach Abs. 1 für die Mittelvergabe zu-
ständige Stelle, von dieser Empfehlung
abzuweichen, holt sie die Entscheidung
des für den Luftverkehr zuständigen Mi-
nisteriums ein.

§ 3

Beitrag des Landes

Das Land führt dem Fonds insgesamt
100 Millionen Euro zu. Die Mittel werden
zu gleichen Teilen in den Jahren 2012,
2013 und 2014 zur Verfügung gestellt. 

§ 4

Bürgschaften

Das für Finanzen zuständige Ministeri-
um wird ermächtigt, gegenüber der WI-
Bank Bürgschaften mit einem Gesamtbe-
trag von bis zu 150 Millionen Euro für
sämtliche Verpflichtungen von Darle-
hensnehmerinnen und Darlehensneh-
mern aus Darlehensverträgen zu über-
nehmen, die im Rahmen von Darlehen für
Maßnahmen des passiven Fluglärmschut-
zes nach § 1 Abs. 1 Satz 3 entstehen.

§ 5

Prüfungsrechte des Hessischen 
Rechnungshofs und des Präsidenten des

Hessischen Rechnungshofs

Der Hessische Rechnungshof sowie
der Präsident des Hessischen Rechnungs-
hofs als Überörtliche Prüfung kommuna-
ler Körperschaften sind befugt, die Haus-
halts- und Wirtschaftsführung des Regio-
nalfonds – einschließlich der Vergabe der
Mittel und der Verwaltung des Fonds – zu
prüfen. *) FFN 65-16

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Einrichtung eines Regionalfonds 
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 27. Juni 2012

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r f ü r  F i n a n z e n  

D r.  S c h ä f e r

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r
f ü r  W i r t s c h a f t ,  Ve r k e h r
u n d  L a n d e s e n t w i c k l u n g

R e n t s c h

§ 6

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. 
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Artikel 1

Das Gesetz zur Stärkung der Arbeit-
nehmerrechte am Universitätsklinikum
Gießen und Marburg vom 16. Dezember
2011 (GVBl. I S. 816) wird wie folgt geän-
dert:

§ 1 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Das Rückkehrverlangen ist bis zum 
31. Dezember 2012 schriftlich gegenüber

dem Ministerium für Wissenschaft und
Kunst zu erklären.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.

*) Ändert FFN 351-88

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Änderung des Gesetzes zur Stärkung der Arbeitnehmerrechte

am Universitätsklinikum Gießen und Marburg*)

Vom 2. Juli 2012

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 2. Juli 2012

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n  

B o u f f i e r f ü r  W i s s e n s c h a f t  u n d  K u n s t  

K ü h n e - H ö r m a n n
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Artikel 11)

Änderung des Hessischen 
Hochschulgesetzes

Das Hessische Hochschulgesetz vom
14. Dezember 2009 (GVBl. I S. 666), geän-
dert durch Gesetz vom 21. Dezember
2010 (GVBl. I S. 617), wird wie folgt geän-
dert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt
geändert: 

a) Die Angabe zu § 96 wird wie folgt
gefasst:

„§ 96 Hochschule Geisenheim“

b) Die Angabe zu § 103 wird wie
folgt gefasst:

„§ 103 Inkrafttreten“

2. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Die Wörter „Fachhochschule
Gießen-Friedberg“ werden
durch die Wörter „Technische
Hochschule Mittelhessen“ er-
setzt.

bb) Der Punkt am Ende wird
durch ein Komma ersetzt.

b) Als Nr. 4 wird angefügt:

„4. die Hochschule Geisenheim.“

3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Als neuer Abs. 4 wird eingefügt:

„(4) Die Hochschule Geisen-
heim vermittelt grundlegende und
anwendungsorientierte Lehre und
Forschung und bildet wissen-
schaftlichen Nachwuchs heran.
Sie fördert die Erschließung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse für
die Praxis, insbesondere durch Be-
ratung. Sie besitzt das Promotions-
recht. Dieses Recht darf nur in ei-
nem kooperativen Verfahren mit
einer Universität ausgeübt wer-
den; das Nähere regelt das für das
Hochschulwesen zuständige Mi-
nisterium durch Rechtsverord-
nung.“

b) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5.

4. In § 5 Abs. 5 Satz 1 werden nach der
Angabe „(GVBl. I S. 586)“ ein Kom-
ma und die Angabe „zuletzt geändert
durch Gesetz vom 16. September
2011 (GVBl. I S. 402),“ eingefügt.

5. In § 6 Abs. 2 Nr. 4 wird die Angabe
„5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160)“
durch die Angabe „20. Dezember
2011 (BGBl. I S. 2854)“ ersetzt.

6. In § 8 Abs. 3 Satz 2 werden die Wör-
ter „die Ministerin oder der Minister
für Wissenschaft und Kunst“ durch
die Wörter „die für das Hochschulwe-
sen zuständige Ministerin oder der
hierfür zuständige Minister“ ersetzt.

7. In § 33 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe
„12. Mai 2009 (GVBl. I S. 158)“ durch
die Angabe „8. Juni 2011 (GVBl. I 
S. 307)“ ersetzt.

8. § 36 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nr. 14 wird aufgehoben.

bb) Die bisherige Nr. 15 wird
Nr. 14.

b) Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

aa) In Nr. 2 werden nach dem
Wort „Universitäten“ die
Wörter „und der Hochschule
Geisenheim“ eingefügt.

bb) In Nr. 3 werden nach dem
Wort „Universitäten“ die
Wörter „und der Hochschule
Geisenheim“ eingefügt.

9. In § 46 Abs. 1 Satz 4 wird die Angabe
„5. März 2009 (GVBl. I S. 95)“ durch
die Angabe „10. Juni 2011 (GVBl. I 
S. 267)“ ersetzt.

10. In § 48 Abs. 4 Satz 3 werden die Wör-
ter „für Wissenschaft und Kunst“ ge-
strichen und das Wort „Kultusminis-
terium“ durch die Wörter „für Lehrer-
bildung zuständigen Ministerium“ er-
setzt.

11. In § 52 Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe
„30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2495)“
durch die Angabe „6. Dezember 2011
(BGBl. I S. 2515)“ ersetzt.

12. In § 53 Abs. 1 Satz 3 werden die An-
gabe „Verordnung vom 28. Septem-
ber 2009 (BGBl. I S. 3172)“  durch die
Angabe „Gesetz vom 22. Dezember
2011 (BGBl. I S. 2983)“, die Angabe
„(BGBl. I S. 3147)“ durch die Angabe
„(BGBl. I S. 3146)“ und die Angabe1) Ändert FFN 70-79

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz 
zur Änderung des Hessischen Hochschulgesetzes 

und anderer Vorschriften

Vom 26. Juni 2012
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„24. Juli 2010 (BGBl. I S. 983)“ durch
die Angabe „8. November 2011
(BGBl. I S. 2178),“ ersetzt.

13. § 54 wird wie folgt geändert:
a) In Abs. 2 Satz 2 werden nach dem

Wort „Universität“ die Wörter
„oder der Hochschule Geisen-
heim“ eingefügt.

b) In Abs. 6 werden die Wörter „Die
Ministerin oder der Minister für
Wissenschaft und Kunst“ durch
die Wörter „Die für das Hoch-
schulwesen zuständige Ministerin
oder der hierfür zuständige Minis-
ter“ ersetzt.

14. § 55 wird wie folgt geändert:
a) In Abs. 3 werden die Wörter „Die

Ministerin oder der Minister für
Wissenschaft und Kunst“ durch
die Wörter „Die für das Hoch-
schulwesen zuständige Ministerin
oder der hierfür zuständige Minis-
ter“ ersetzt.

b) In Abs. 4 Satz 3 werden die Wörter
„Die Ministerin oder der Minister
für Wissenschaft und Kunst“ durch
die Wörter „Die für das Hoch-
schulwesen zuständige Ministerin
oder der hierfür zuständige Minis-
ter“ ersetzt.

15. In § 59 Abs. 2 Nr. 5 wird die Angabe
„30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2495)“
durch die Angabe „22. Dezember
2011 (BGBl. I S. 3057)“ ersetzt.

16. In § 63 Abs. 2 Satz 2 werden die Wör-
ter „Universität oder Kunsthochschu-
le“ durch die Wörter „Universität,
Kunsthochschule oder der Hochschu-
le Geisenheim“ ersetzt.

17. § 67 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt ge-
ändert:
a) In Nr. 3 wird die Angabe „§ 1 der

Hessischen Elternzeitverordnung
vom 7. März 2007 (GVBl. I S. 238),
geändert durch Gesetz vom 
5. März 2009 (GVBl. I S. 95)“
durch die Angabe „§ 7 Abs. 1 der
Hessischen Mutterschutz- und El-
ternzeitverordnung vom 8. Dezem-
ber 2011 (GVBl. I S. 758)“ ersetzt.

b) In Nr. 4 wird die Angabe „den
§§ 1 bis 3 der Hessischen Mutter-
schutzverordnung vom 19. Dezem-
ber 1991 (GVBl. 1992 I S. 1), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 
5. März 2009 (GVBl. I S. 95)“
durch die Angabe „§ 1 Abs. 1
Nr. 2 der Hessischen Mutter-
schutz- und Elternzeitverordnung“
ersetzt.

c) In Nr. 7 wird die Angabe „2. April
2009 (GVBl. I S. 139)“ durch die
Angabe „26. März 2010 (GVBl. I 
S. 114)“ ersetzt.

18. In § 69 Satz 1 werden die Wörter „Die
Ministerin oder der Minister für Wis-
senschaft und Kunst“ durch die Wör-
ter „Die für das Hochschulwesen zu-
ständige Ministerin oder der hierfür
zuständige Minister“ ersetzt.

19. In § 70 Satz 2 werden die Wörter „die
Ministerin oder der Minister für Wis-
senschaft und Kunst“ durch die Wör-
ter „die für das Hochschulwesen zu-
ständige Ministerin oder der hierfür
zuständige Minister“ ersetzt.

20. In § 82 Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe
„3869“ durch die Angabe „3866“
und die Angabe „30. Juli 2009 (BGBl. I
S. 2474)“ durch die Angabe „22. De-
zember 2011 (BGBl. I S. 3044)“ er-
setzt.

21. In § 83 Abs. 5 Satz 2 werden die Wör-
ter „Die Ministerin oder der Minister
für Wissenschaft und Kunst“ durch
die Wörter „Die für das Hochschul-
wesen zuständige Ministerin oder der
hierfür zuständige Minister“ ersetzt.

22. § 84 Abs. 5 Satz 1 wird wie folgt ge-
ändert:

a) Vor der Angabe „§ 7 Abs. 3“ wird
das Wort „den“ gestrichen.

b) Nach der Angabe „4. Februar
2005 (GVBl. I S. 92)“ werden ein
Komma und die Angabe „geän-
dert durch Verordnung vom 
22. September 2010 (GVBl. I 
S. 323),“ eingefügt.

23. In § 89 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe
„31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2580)“
durch die Angabe „27. Mai 2010
(BGBl. I S. 671)“ ersetzt.

24. § 96 wird wie folgt gefasst:

„§ 96

Hochschule Geisenheim

(1) Die Forschungsanstalt Geisen-
heim am Rhein und der Fachbereich
Geisenheim der Hochschule Rhein-
Main werden mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2013 in die Hochschule Geisen-
heim umgewandelt. 

(2) Die Studierenden, die an der
Hochschule RheinMain in Studien-
gängen eingeschrieben sind, die am
Fachbereich Geisenheim der Hoch-
schule RheinMain durchgeführt wer-
den, sind ab dem 1. Januar 2013 Stu-
dierende der Hochschule Geisen-
heim. Für das Studium gelten die bis-
herigen Studien- und Prüfungsord-
nungen fort; die erbrachten Studien-
und Prüfungsleistungen bleiben aner-
kannt.
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(3) Die an der Forschungsanstalt
Geisenheim am Rhein beschäftigten
Professorinnen und Professoren üben
ihre Tätigkeit ab dem 1. Januar 2013
an der Hochschule Geisenheim aus.
Die Lehrverpflichtung bleibt bis zu
einer Neuregelung unverändert. Dies
gilt auch für die bislang ausschließ-
lich am Fachbereich Geisenheim der
Hochschule RheinMain beschäftigten
Professorinnen und Professoren.

(4) Das an der Forschungsanstalt
Geisenheim am Rhein sowie am
Fachbereich Geisenheim der Hoch-
schule RheinMain beschäftigte Perso-
nal und das sonstige Personal der
Hochschule RheinMain mit Dienstort
Geisenheim ist ab dem 1. Januar 2013
an die Hochschule Geisenheim ver-
setzt. Die bisherige interne organisa-
torische Zuordnung des Personals
bleibt bis zu einer abweichenden Ent-
scheidung erhalten und geht auf die
Hochschule Geisenheim über.

(5) Die auf Vorschlag des Fachbe-
reichs Geisenheim von der Hochschu-
le RheinMain verliehenen Honorar-
professuren gehen mit Wirkung vom
1. Januar 2013 auf die Hochschule
Geisenheim über.

(6) Die erstmalige Wahl eines Se-
nats erfolgt gleichzeitig mit der Wahl
des Senats der Hochschule Rhein-
Main in entsprechender Anwendung
der für die Hochschule RheinMain
geltenden Wahlordnungen. Wahlbe-
rechtigt sind alle Personen, die am 
1. Januar 2013 Mitglieder der Hoch-
schule Geisenheim sind. Bis zum Be-
ginn der Amtszeit des Senats nimmt
der Fachbereichsrat des Fachbereichs
Geisenheim der Hochschule Rhein-
Main die Aufgaben des Senats wahr.

(7) Die Aufgaben des Hochschul-
rats werden bis zur Bestellung eines
Hochschulrats nach den Vorschriften
dieses Gesetzes gemeinsam durch die
Mitglieder des Verwaltungsrats der
Forschungsanstalt Geisenheim am
Rhein, die Vorsitzende oder den Vor-
sitzenden des wissenschaftlichen Bei-
rats der Forschungsanstalt Geisen-
heim am Rhein, eine vom Kuratorium
der Forschungsanstalt Geisenheim
am Rhein aus seinen Mitgliedern zu
benennende Vertreterin oder einen
zu benennenden Vertreter der Wirt-
schaft sowie die Vorsitzende oder den
Vorsitzenden der Vereinigung ehe-
maliger Geisenheimer (VEG) – Gei-
senheim Alumni Association e. V.
wahrgenommen. Den Vorsitz hat die
oder der bisherige Vorsitzende des
Verwaltungsrates inne. Dem Hoch-
schulrat der Hochschule Geisenheim
gehört neben den in § 42 Abs. 6 ge-
nannten Personen eine Vertreterin
oder ein Vertreter des für Landwirt-
schaft zuständigen Ministeriums mit
beratender Stimme an.

(8) Die erstmalige Ausschreibung
der Stelle der Präsidentin oder des

Präsidenten der Hochschule Geisen-
heim erfolgt im Januar 2013 durch
den Hochschulrat oder das in Abs. 7
genannte Gremium im Einvernehmen
mit dem Ministerium. Bis zur Ernen-
nung der Präsidentin oder des Präsi-
denten nimmt die bisherige Direkto-
rin oder bisherige Direktor der For-
schungsanstalt Geisenheim die Auf-
gaben der Präsidentin oder des Präsi-
denten wahr. Nach Ernennung der
Präsidentin oder des Präsidenten en-
den die Amtszeit und das Beamten-
verhältnis auf Zeit der bisherigen Di-
rektorin oder des bisherigen Direk-
tors.

(9) Die bisherige Dekanin oder der
bisherige Dekan des Fachbereichs
Geisenheim der Hochschule Rhein-
Main nimmt bis zur Wahl einer Vize-
präsidentin oder eines Vizepräsiden-
ten der Hochschule Geisenheim die
Aufgaben der Vizepräsidentin oder
des Vizepräsidenten wahr. 

(10) Nach Ernennung der Präsi-
dentin oder des Präsidenten der
Hochschule Geisenheim ist die Stelle
der Kanzlerin oder des Kanzlers aus-
zuschreiben und zu besetzen. Die bis-
herige Verwaltungsleiterin oder der
bisherige Verwaltungsleiter der For-
schungsanstalt Geisenheim nimmt bis
zur Ernennung einer Kanzlerin oder
eines Kanzlers deren oder dessen
Aufgaben wahr.

(11) Die Frauenbeauftragte, deren
Stellvertreterin und die Schwerbehin-
dertenvertretung der Forschungsan-
stalt Geisenheim nehmen vorläufig
ihre Aufgaben für alle Beschäftigten
der Hochschule Geisen heim wahr.
Der Personalrat der Hochschule Gei-
senheim setzt sich vorläufig aus den
Mitgliedern des örtlichen Personalrats
des Fachbereichs Geisenheim der
Hochschule RheinMain und den Mit-
gliedern des Personalrats der For-
schungsanstalt Geisenheim zusam-
men. Die in Satz 1 genannten Gre-
mien und Funktionsträger sind unver-
züglich neu zu wählen oder zu beauf-
tragen; der Personalrat der Hoch-
schule Geisenheim ist spätestens
nach zwei Jahren neu zu wählen.

(12) Bis zur erstmaligen Verab-
schiedung einer Grundordnung der
Hochschule Geisenheim werden die
den Fachbereichen sowie ihren Gre-
mien und Organen obliegenden Auf-
gaben durch die zentralen Gremien
und Organe der Hochschule Geisen-
heim wahrgenommen.

(13) Die Amtszeiten und Wahlperi-
oden aller Gremien, Organe, Funkti-
onsträgerinnen und Funktionsträger
der Forschungsanstalt Geisen heim
am Rhein und des Fachbereichs Gei-
senheim der Hochschule RheinMain,
denen nicht in Abs. 6 Satz 3, Abs. 7
und 8 Satz 2, Abs. 9, 10 Satz 2 und
Abs. 11 ausdrücklich Aufgaben an
der Hochschule Geisenheim übertra-
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gen worden sind, enden mit Ablauf
des 31. Dezember 2012.“

25. In § 101 werden die Wörter „Ministe-
rium für Wissenschaft und Kunst“
durch die Wörter „das für das Hoch-
schulwesen zuständige Ministerium“
ersetzt.

Artikel 22)

Änderung des Gesetzes über die 
Studentenwerke bei den Hochschulen

des Landes Hessen

Das Gesetz über die Studentenwerke
bei den Hochschulen des Landes Hessen
vom 26. Juni 2006 (GVBl. I S. 345), geän-
dert durch Gesetz vom 16. September
2011 (GVBl. I S. 402), wird wie folgt geän-
dert:

1. § 2 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2. Studentenwerk Frankfurt am Main
für die Johann Wolfgang Goethe-
Universität Frankfurt am Main, für
die Hochschule für Musik und
Darstellende Kunst Frankfurt am
Main, für die Hochschule für Ge-
staltung Offenbach am Main, für
die Fachhochschule Frankfurt am
Main, für die Hochschule Rhein-
Main und für die Hochschule Gei-
senheim,“.

2. § 5 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Dem Verwaltungsrat des Stu-
dentenwerks Frankfurt am Main ge-
hören ferner an:

1. die Präsidentin oder der Präsident
der Fachhochschule Frankfurt am
Main, der Hochschule RheinMain
und der Hochschule Geisenheim,

2. die Präsidentin oder der Präsident
der Hochschule für Musik und
Darstellende Kunst Frankfurt am

Main oder der Hochschule für Ge-
staltung Offenbach am Main, die
oder der sich von der Präsidentin
oder dem Präsidenten der anderen
Hochschule vertreten lassen kann,

3. eine weitere Professorin oder ein
weiterer Professor der Johann
Wolfgang Goethe-Universität,

4. jeweils eine Studierende oder ein
Studierender der Fachhochschule
Frankfurt am Main und der Hoch-
schule RheinMain,

5. eine Studierende oder ein Studie-
render der Hochschule für Musik
und Darstellende Kunst Frankfurt
am Main oder der Hochschule für
Gestaltung Offenbach am Main in
turnusmäßigem Wechsel und

6. eine Studierende oder ein Studie-
render der Hochschule Geisen-
heim.“

3. In § 11 Satz 2 wird die Angabe
„2016“ durch die Angabe „2019“ er-
setzt.

Artikel 33)

Aufhebung der Verordnung über die
Forschungsanstalt Geisenheim am Rhein

Die Verordnung über die Forschungs-
anstalt Geisenheim am Rhein vom 19. Au-
gust 2011 (GVBl. I S. 429) wird aufgeho-
ben.

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Abweichend von
Satz 1 treten Artikel 2 und 3 am 1. Januar
2013 in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 26. Juni  2012

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n  

B o u f f i e r f ü r  W i s s e n s c h a f t  u n d  K u n s t  

K ü h n e - H ö r m a n n

2) Ändert FFN 70-241
3) Hebt auf FFN 70-269
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